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Vollbeschâftigung und Geldwert-
stabilitât sind die beiden Zentral-
themen der Regierungserklàrung 
zur wirtschaftlichen, sozialen 
und finanziellen Lage des Landes 
vom 19. Februar 1976. Dabei han-
det es sich nicht um eine Alterna-
tive, wie lange Zeit vielfach ge-
glaubt wurde, so ais ob man Voli-
beschàftigung mit Inflation er-
kaufen kônne und Arbeitsiosig-
keit zu einem Kiima der Stabili-
tât gehôro. Wir haben inzwischen 
erfahren, daB beharrlich betrie-
bene Geidwertverschlechterung 
zur Stagflation f hrt, das heiBt 
zu einer Verbindung von Infla-
tion und wirtschaftlicher Stag-
nation. 
Vollbeschàftigung und Stabili-
tât hângen eng mit der Wettbe-
werbsfàhigkeit zusammen, wel-
che die Handelskammer in ihren 
Gutachten immer wieder ais das 
Zentraiproblem der Luxemburger 
Wirtschaft und ais das Endziel 
iuxemburgischer Wirtschafts-
politik bezeich net hat. 
DaB Voiibeschàftigung, das heiBt 
optimale Ausiastung aller Pro-
duktionsfaktoren, direkt von der 
Konkurrenzfâhigkeit abhângt, 
leuchtet ein. Nur wenn wir quali-
tativ und preislich konkurrenz-
fâhig sind, kônnen wir verkaufen, 
sowohi auf dem Weltmarkt ais 
auch auf dem Inlandsmarkt, der 
gegen die ausiândische Konkur-
renz nicht im mindesten ge-
schiitzt ist. Und nur wenn wir ge-
niigend verkaufen, ist jeder Ar-
beitspiatz auf die Dauer gesi-
chert. 
Aber auch zwischen Inflation 
und Konkurrenzfâhigkeit besteht 
ein Zusammenhang. Dieser ist 
hierzuiande wegen der Index-
bindung der Arbeitsentgelte en-
ger und unmittelbarer ais in ailen 
andern Lândern. Die inflation, 
so wie sie im Index der Lebens-
haltungskosten zum Ausdruck 
kommt, jagt die Nominaiiôhne 
(Lohnkosten) in die Hôhe und 
mindert damit die Konkurrenz-
fàhigkeit insbesondere der ar-
beitsintensiven Betriebe. 

Die Regierungserkiârung umreiBt 
die Probleme der Arbeitslosigkeit 

und der Inflation mit groi3er Kiar-
heit. Es liege eine versteckte Ar-
beitsiosigkeit vor, heiBt es, da 
die Voiibeschâftigung nur durch 
Notstandsarbeiten und durch 
Subventionen an Betriebe, die 
zur Kurzarbeit gezwungen sind, 
aufrechterhalteri werden kônne. 
Diese Politik ist wohltuend, aber 
kostspielig, hat sie doch den 
Staat 515 und die Gemeinden 120 
Millionen Franken gekostet und 
in einem Halbjahr, wie es in der 
Erkiârung heiBt, die finanzielle 
Verfùgungsmarge aufgezehrt, 
die der Regierung normaler -
weise in ein bis zwei Jahren zu 
Gebote steht. Es Iiegt auf der 
Hand, daB eine solche Poiitik eng 
befristet ist. 

Zur Inflation sagt die Regierungs-
erklârung, daB wir die relative 
Stabilitât der deutschen Entwick-
lung verlassen und uns der we-
niger stabilitâtsorientierten Ent-
wicklung Belgiens angeschios-
sen haben. 
Wird auf diese Weise die Lage 
hinsichtlich der Arbeitsiosigkeit 
und der Inflation kiar dargestelit, 
ohne zu beschônigen und ohne 
zu dramatisieren, so làBt die dies-
bezûglich vorgezeichnete Politik 
Standhaftigkeit vermissen. 
Zur Arbeitslosigkeit will die Re-
gierung eine Reform der Arbeits-
losenentschàdigung durchfLih-
ren. Die Dauer der Entschàdi-
gung soll auf 52 Wochen verdop-
peut, der Entschâdigungssatz 
von 60 auf 80% des letztbezoge-
nen Lohnes erhôht werden. Diese 
MaBnahmen sind soziai sicher 
begr(iBenswert; sie schwàchen 
die Auswirkungen der Arbeits-
losigkeit auf die Betroffenen we-
sentlich ab, ebenso wie sie durch 
Aufrechterhaitung der Kaufkraft 
verhindern, daB die Krise der In-
dustrie auf die Stufe des Handels, 
des Handwerks und der Dienst-
leistungen voil durchschlâgt. Eine 
Politik zur Bekâmpfung der Ar-
beitslosigkeit aber sind sie nicht. 

1m Gegenteil muB man sich fra-
gen, ob die Erhôhung der Ent-
schâdigungsquote auf eine Ebe-
ne, die wohl in keinem unserer 
Nachbarlânder erreicht wird 
und dem bisherigen Lohn sehr 

nahe kommt, nicht in Einzelfâl-
len den Zustand der Arbeitslosig-
keit ais veriockend erscheinen 
lâBt. Wer ohne zu arbeiten 80% 
seines bisherigen Arbeitslohnes 
erhâlt, dem mag unter BerLick-
sichtigung des Wegfalis der Be-
rufsausgaben der Gewinn an 
Freizeit die EinbuBe von 20% 
wohl wert sein. 
Wirkliche Bekâmpfung der Ar-
beitsiosigkeit ist eine Politik der 
Stàrkung der Konkurrenzfàhig-
keit, doch davon spâter. 

Zaghaft ist auch die Politik der 
Inflationsbekâmpfung. Sie be-
schrânkt sich hauptsâchlich auf 
eine indexreform. Das Paradoxa-
le einer unmittelbaren und voIl-
stândigen Anpassung der Ar-
beitsentgelte an den index wird 
in der Regierungserklârung am 
Beispiel der Kartoffeipreisstei-
gerung trefflich iilustriert. Wâre 
die Hausse ungebremst zur An-
wendung gekommen, so hâtte 
das den Gesamtverbrauch des 
Landes von 50 Millionen Franken 
belastet: durch das Spiel der 
Indexkiausei aber wâren 750 Mil-
lionen Franken zusâtzlich in den 
Geldkreislauf gelangt; dies hâtte 
natùriich die Lohnkosten der Be-
triebe entsprechend gesteigert, 
die Konkurrenzfâhigkeit der Wi rt-
schaft entsprechend geschwàcht 
und die Preislohnspiraie erneut 
in Gang gesetzt, aiso die Infla-
tion weiter angeheizt. 
Die Regierung will durch eine 
Reform der lndexberechnung 
verhindern, daB in Zukunft die 
Preissteigerung eines einzeinen 
Artikels sich 50 stark im Index 
und damit in den Lôhnen und 
Gehàitern niederschlâgt. Das ist 
sicher Iobenswert, aber nicht 
ausreichend: man bekàmpft das 
Fieber nicht durch eine Verfei-
nerung des Thermometers. Wirk-
liche Indexbekâmpfung setzt eine 
Sprengung der Lohn- und Preis-
spirale voraus. Hierzu hatte die 
OECD an Belgien eine Reihe 
von Empfehlungen gerichtet, de-
ren Befoigung sich f r Luxem-
burg noch stârker aufdrângt. In 
ihrem Gutachten zum Staatsbud-
get von 1976 hatte die Handels- 

kammer in Anlehnung an diese 
Empfehiungen vorgeschlagen, 
zur lndexbekâmpfung die Index-
anpassung zeitweilig auf einen 
Sockelbetrag zu beschrânken. 
In ihrer Erklârung aber bekennt 
sich die Regierung uneinge-
schrânkt zur totalen Anwendung 
der Indexklausei. 

Dem Kernproblem der Konkur-
renzfâhigkeit der Luxemburger 
Wirtscflaft widmet die Regie-
rungserklàrung ein Kapitel. Aus-
gangspunkt ist die richtige Er-
kenntnis, das die Produktions-
kosten bei uns eine Hôhe erreicht 
haben, die die Iuxemburgischen 
Unternehmen «im Verhâltnis 
zu den ausiàndischen Konkur-
renten nicht begûnstigen». Wei-
ter heiBt es wôrtlich: «Le gou-
vernement ne peut ignorer que 
de ce fait plusieurs investisse-
ments envisagés par des investis-
seurs étrangers sont remis en 
question'. Die Regierung stellt 
einen Riïckgang der Betriebsge-
winne fest und zieht daraus die 
richtige SchluBfoigerung, es 
komme darauf an, eine neue Ex-
piosion der Lohnkosten zu ver-
meiden. 
Wichtig sind jedoch nicht nur die 
Lohnkosten. Wichtig ist es auch, 
daB die Betriebe in die Lage ver-
setzt werden, notwendige investi-
tionen vorzunehmen, sei es zur 
Erneuerung, zum Ausbau oder 
zur Rationalisierung ihrer An-
lagen. Es war eine wohltuende 
Eigenart der hauptsâchiichen lu-
xemburgischen Industrien, daB 
sie den Kapitaimarkt nur maBvoli 
in Anspruch nahmen und ihre 
investitionsausgaben hauptsâch-
lich durch Selbstfinanzierung 
durchfiihrten. Das ging zwar auf 
Kosten der Ansprùche der Aktio-
nàre, bewahrte aber die Betriebe 
vor der Belastung durch hohe 
Zins- und Tilgungskosten und 
trug entscheidend dazu bei, an-
dere standortbedingte Nachteiie 
im internationalen Wettbewerb 
auszugieichen und die Geste-
hungspreise in den Grenzen der 
Konkurrenzfâhigkeit zu halten. 
Nicht nur beim Staat, auch bei 
den Betrieben hat die Krise zur 
Folge, daB die Finanzreserven 

dahinschmeizen wie Schnee an 
der Sonne», wie es biidhaft in der 
Regierungserklàrung heiBt. Das 
kann fir die Wirtschaft fatale Fol-
gen haben. Es ist daher unent-
behrlich, die Môglichkeiten zur 
Selbstfinanzierung wiederher-
zustelien. Dies kann geschehen 
durch eïne Anpassung der Ab-
schreibungsmôglichkeiten an 
diejenigen der hauptsâchiichen 
auslândischen Konkurrenten, 
durch eine Neubewertung der Bi-
Ianzwerte ohne Besteuerung der 
hierbei in Erscheinung tretenden 
Mehrwerte und durch die Ein-
fi.hrung des Verlustrùcktrags 
nach deutschem Muster. 
Zu begrûl3en ist auch, daB laut 
der Regierungserklârung die bis-
herigen Investitionshiifen beibe-
haiten werden sollen. 
Steuererhôhungen in ailen For-
men kônnten unsere Lage noch 
verschlechtern, die Erhôhung der 
direkten Steuern durch Schmâle-
rung der Gewinne und damit der 
Sel bstfi nanzierungsmôglichkei- 
ten der Unternehmen, diejenige 
der indirekten Steuern über die 
Indexklausel durch Erhôhung der 
Lohnkosten. 
Die Regierung scheint sich je-
doch dieser Sachiage bewuBt zu 
sein, denn in der Erklârung heiBt 
es, die Belastung mit direkten 
Steuern sei bereits heute so druk-
kend, daB eine «massive» Erhô-
hung nicht in Frage kâme, und 
eine Anhebung der indirekten 
Steuern habe nachteilige Aus-
wirkungen auf die Lebenskosten 
und die Anziehungskraft des Lan-
des ais interregionaler Einkaufs-
markt. 
Alizu kleiniaut aber kiingt die 
SchiuBfolgerung, weder die in-
direkten, noch vor ailem die di-
rekten Steuern kônnten «nach 
Wunsch» angehoben werden, oh-
ne die Lebensquaiitât der Brger 
und die Wettbewerbsfàhigkeit 
der Unternehmen zu gefâhrden. 
Bleibt also zur Wahrung des 
Budgetgieichgewichts nur die 
Krzung der Ausgaben. Massive 
Einsparungen kônnten beson-
drs durch eine Streckung des 
Autobahnprogrammes auf das 
durch die effektive Verkehrsent-
wickiung gerechtfertigte MaB 
vorgenommen werden. 

Die Regierungserklârung erhâlt 
noch weitere interessante Aus-
fhrungen, zum Beispiel zur Be-
vôlkerungsentwicklung, zur In-
vestitionspolitik und zur Export-
fôrderung. Diese sollen dem-
nâchst in Kurzbeitrâgen behan-
delt werden. 1m Rahmen dieses 
Artikels sei zum AbschluB fest-
gestellt, daB die Kernprobieme 
Inflation, Arbeitslosigkeit und 
Schwâchungen der Konkurrenz-
fâhigkeit eng miteinander zu-
sammenhângen und in der nàch-
sten Zukunft im Vordergrund des 
Interesses sowohl der Regierung 
wie der Offentlichkeit zu stehen 
haben. 

VoIlbeschaftigung, 
Geldwertstabilitanut 

und Konkurrenzfâhigkeit 
Betrachtungen zur Regierungserklârung 
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hâtte die Handelskammer es vor-
gezogen, wenn aile Prinzipien-
fragen schon im Gesetz selbst 
behandelt wàren oder wenn Ent-
wuirfe der Ausfuihrungsbestim-
mungen gleichzeitïg vorge-
legt wtlirden. Da der neue Text 
ohne diese Regiemente nicht 
anwendbar ist, m(iBten letztere 
ohnehin zusammen mit dem Ge-
setz im Februar 1976 in Kraft 
treten. 
Die genannte EG-Richtlinie re-
gelt aile Versicherungsarten 
auBer der Lebensversicherung, 
so daB die Regierung auf letzte-
rem Gebiet über betrâchtliche 

s 
sellschatten auferlegen 	kann, 
Cibertrieben (von maximal 20.000 
auf maximal 200.000 Franken). 
Zur Finanzierung des Kontroll-
dienstes der Versicherungs-
firmen weist die Handelskammer 
darauf hin, daB die vorgeschla-
genen Ànderungen sich deutlich 
von den Gesetzgebungen unserer 
drei Nachbariànder unterschei-
den und sich der von der Richt-
unie angestrebten Koordinierung 
wide rsetzen wCirden. 
30. September 1975 
Entwurf des Budgets 1976. 

(Siehe Leitartikel von Nummer 2.) 

28. August 1975 
Entwurf eines groBherzoglichen 
Reglementes zur Einfiihrung 
gewisser Abweichungen vom 
Beschàftigungsverbot der Ren-
tenempfànger und Altersrent-
ner. 
Art. 28 Paragraph 1 des Gesetzes 
vom 26. Juli 1975 zu Vorbeuge-
maBnahmen gegen konjunktur-
bedingte Kindigungen und zur 
Erhaltung des Beschàftigungs-
niveaus sieht fiir die Dauer eines 
Jahres ein Arbeitsverbot fur 
Rentenempfànger und Altersrent-
ner vor, doch Paragraph 2 gibt 
der Regierung freie Hand, durch 
Reglement Abweichungen von 
diesem Verbot festzulegen. In 
diesem Sinne will das vorliegen-
de Reglement den Personen, die 
Renten oder Altersrenten erhal-
ten. welche unterhalb des Mo-
natssatzes des Mindestlohnes 
eines nicht qualifizierten, liber 
18 Jahre alten Arbeiters liegen», 
die Annahme einer bezahiten Ar-
beit gestatten. 
1m Prinzip ist die Handelskammer 
damit einverstanden, daB es die 
Pflicht der Regierung ist, Hilfe-
maBnahmen zugunsten von 
Menschen mit ungenCigendem 
Einkommen zu ergreifen. Aus 
dem eben zitierten Argument der 
Autoren des Reglementes kônn-
te man jedoch schluBfolgern, sie 
wLirden den Mindestlohn einem 
Einkommen gleichstellen, das 
ein Lebensminimum darstellt. 
Nun aber ist die Handelskammer 
der Meinung, daB der Mindest-
lohn den Gegenwert fuir eine Ar-
beit bildet, die der Arbeitnehmer 
fuir seinen Arbeitgeber leistet und 
daB er also nicht dem minimalen 
Lebenseinkommen gleichkommt, 
welches die Regierung allen 
Buirgern garantieren will. FoIg-
Iich ist der vorliegende Ent-
wurf nicht ausreichend nLianciert, 
zumal er auch aile Empfânger 
einer Rente bzw. Altersrente, 
deren Betrag unter dem Mindest-
Iohn Iiegt, auf die gleiche Weise 
behandeit. Die Handelskammer 
findet, daB die Autoren des Pro-
jekts besser daran getan hâtten, 
bei der in Betracht zu ziehenden 
Summe an Abzuge vom Mindest-
lohn zu denken. Dies hâtte auch 
dazu beigetragen, die Bestim-
mungen des Gesetzes vom 26. 
Juli 1975 mit grôBerer Wirksam-
keit zu erfiiulen. 

August 1975 
Entwurf eines gro0herzoglichen 
Reglementes zur Festiegung 
des Entschâdigungssâtze der 
Kurzarbeiter. 
Zu diesem Entwurf hat die Han-
delskammer, nach Befragung 
ihrer Mitglieder, keine besonde-
ren Anmerkungen vorzubringen. 

August 1975 
Entwurf eines groBherzoglichen 
Reglements zur Anwendung der 
EG-Richtlinie vom 19. Februar 
1973 betr. Annâherung der Ge-
setzgebungen der Mitglied-
staaten in bezug auf Elektro-
material, das in bestimmten 
Spannungsgrenzen zu verwen-
den ist. 

12. September 1975 
Entwurf eines groBherzoglichen 
Reglementes iiber Honig. 

17. September 1975 
Entwurf zur Abânderung des 
Gesetzes vom 6. September 
1968 betr. die Kontrolle der Ver-
sicherungsgesellschaften. 

Dieser Entwurf ersetzt ein voran 
gegangenes Projekt eines groB-
herzogiichen Reglementes uiber 
die Anwendung der ersten EG-
Richtlinie vom 24. Juli 1973, die 
eine Koordinierung der Bestim-
mungen zur Ausûbung der direk-
ten Versicherungstàtigkeit auBer 
der Lebensversicherung vor -
sieht. In ihrem Gutachten vom 
14. Januar 1975 zum vorange-
gangenen Entwurf hatte die 
Handelskammer statt der Schaf -
fung eines neuen Reglementes 
eine Ànderung des Gesetzes 
vom 6. Dezember 1968 vorge-
schlagen. Dieser Meinung hatte 

Die Handelskammer hat am 8. Mârz 1976 ein Gut-
achten zum Gesetzentwurf betreffend die Schaf-
fung eines Arbeitslosenfonds sowie die Regle-
mentierung der Zuerkennung von Arbeitslosen-
zuwendungen abgegeben. 
In diesem Gutachten erinnert die Handelskammer 
zuerst daran, daB sie die in der Regierungserklâ-
rung vom 4. Juli 1974 angekûndigte Neufassung 
der zahireichen alten gesetzlichen Bestimmungen 
ilber die Arbeitslosenunterstiitzung grundsàtzlich 
begr(iBt und auch jetzt an einer Modernisierung 
der Schutzgesetzgebung gegen Arbeitslosigkeit 
festhâlt. In entscheidenden Punkten muB sie aber 
dan jetzt von der Regierung vorgelegten Gesetz-
entwurf ablehnen, da sie praktisch darauf hinaus-
laufen, 
- daB der Staat sich seinen Verpflichtungen im 
Hinblick auf die Vollbeschâftigung, soweit sie 
ihren Niederschlag im Staatsbudget finden kônn-
ten, vôIiig zu entziehen versucht und nicht bereit 
ist, ordentiiche und aul3erordentliche Einnahmen 
zur Speisung des Arbeitsiosenfonds bereitzu-
stellen; 
- daB der in den gesetzlichen Bestimmungen 
vom 6. August 1921 verankerte Anteil der Ge-
meinden an der Finanzierung der Arbeitslosen-
unterstûtzung herabgesetzt wird; 
- daB die Finanzierung von Notstandsarbeiten 
ftirderhin vom Arbeitsiosenfonds übernommen 
wird, ohne daB die Nutzniel3er dieser Notstands-
arbeiten, sprich Staat und Gemeinden, fur die 
Gegenleistung entsprechend belastet werden: 
der Staat zahit gar nichts, die Gemeinden tragen 
nur geringfûgig zur Speisung des Fonds bei; 
- daB den Arbeitgebern des Privatsektors 
in einer Zeit der Rezession und der Vermin-
derung ihrer Wettbewerbsfâhigkeit eine neue 
Beitragsbelastung von 0,25 % der ausge-
zahiten Lôhne und Gehâlter zugemutet wird, 
wâhrend die offentiichen Betriebe und Ver-
waltungen ausdrûckiich davon entbunden 
werden soilen. 
Die Handeiskammer verke nnt 
Staat im ietzten Jahr mehr ais 600 u 
Franken f r die Siche rung der Besci 
aufgebracht hat. Sie kann aber nichi 
diesen Aufwand zu vergieichen e 
mit dem Veriust von mindestens 3 M 
den die Arbeitgeber weitgehend zui 
rung der Arbeitspatz e hingenommen 

sich der Staatsrat angeschios 
sen, so daB die Regierung einen 
neuen Entwurf in diesem Sinne 
ausgearbeitet hat. Alierdings will 
sie das aite Gesetz auch in eini-
gen Punkten revidieren, die in 
der erwàhnten EG-Richtiinie 
nicht vorgesehen sind. Wichtige 
Fragen wie die Bonitàtsmarge 
sollen erst in spâteren Regie-
menten geregelt werden. Daher 

andererseits mit den 5 Miiliarden Steuer-
berschûssen des Staatshaushaits. 

Sie kann nicht biiligen, daB eine Gesetzgebung 
unter dem Druck anormaier Verhâitnisse zustande 
kommt. Wenn sie auch heute mit einer Zuwendung 
aus einer einmaiigen, zeitiich begrenzten Steuer-
erhthung zum Aniauf des Fonds einverstanden 
sein kann, so fordert sie jedoch, daB in Zukunft 
im Staatsbudget eine jâhriiche Zuwendung von 
100 Miiiionen Franken an den Arbeitsiosenfonds 
vorgesehen wird: zu diesem Zweck konnten be-
reits 50 Miliionen durch eine Krzung der staatli-
chen Zuwendungen an die Gemeinden gedeckt 
werden. Nur bei einer ungewôhniich iang anhal-
tenden Rezession, die die ôffentlichen Finanzen 
iiber Gebûhr beansprucht, soute ein einmaiiger 
und auBergewôhniicher nationaier Soiidaritâts-
beitrag mitteis einer Steuererhohung zur Speisung 
des Arbeitsiosenfonds erhoben werden. 
Zu den Bedingungen fur die Zuerkennung der 
Arbeitsiosenunterstûtzung steiit die Handeiskam-
mer test, daB verschiedene Bestimmungen die 
Arbeitsiosigkeit regeirecht tôrdern und dem Ziel 
der Volibeschâftigung zuwideriaufen. Hier nur 
zwei Beispieie: 

Ein Arbeitnehmer von 16 bis 21 Jahren, der 
keine Arbeit findet, erhâlt etwa 10000 Franken 
Arbeitsiosengeid und dart dazu noch seine Aus-
biidung nach einer «neuen Formel» abschiieflen 
oder vervolistândigen. Weicher Jugendiicher 
môchte bei einem so veriockenden Angebot noch 
einer regeirechten Arbeit nachgehen? 

Zur Berechnung der Arbeitsiosenunterstùtzung 
werden die in den ietzten drei Monaten ausge-
zahiten Konjunkturprâmien und Oberstunden mit-
verrechnet. Mithin wird das in der Hochkonjunktur 
erzieite Einkommen fur den Arbeitsiosen in der 
Rezession fortgeschrieben, wogegen diejenigen, 
die im ArbeitsprozeB bieiben, mit den Austali der 
Oberstunden und der Konjunkturprâmien Einkom-
menseinbuBen hinnehmen mssen und noch zu-
sâtziiche Steuern zur Arbeitsiosenunterstûtzung 
zahien mssen. 
Autgrund dieser Erwâgungen iehnt die Handels-
kammer den vorliegenden Regierungsentwurf 

ber die Arbeitsiosenunterstûtzung in dem Mal3e 
ab, ais dieser Bestimmungen enthâit, die die Ar-
beitsiosigkeit fôrdern und den Staat sowie die 
Gemeinden von ihren finanzieiien Verpfiichtungen 
entbinden. 

27. Oktober 1975 
Entwurf eines groBherzogilchen 
Regiements zur Anwendung der 
EG-Analysemethoden fur die 
offuzleile Kontroiie des Tierfut-
ters. 

4. Dezember 1975 
Gesetzentwurf zur Abânderung 
des Gesetzes vom 29. April 1964 

ber die Famiiienzuiagen. 

Zur Begutachtung dieses Ent-
wurts hat das Famiiienmlnlste-
rium den Berufskammern nur 
elne Woche Zeit geiassen. Die 
Handelskammer weist mit Nach-
druck darauf hin, daB grôBere 
Zeitrâume nôtig sind, um die ihr 
vorgeiegten Entwûrte ernst-
haft zu untersuchen. Dies um 
se mehr, ais es sich hier um 
ein besonders wichtiges Pro-
biem handeit. Das Gesetz vom 
4. Aprli 1924 über die Berufs-
kammern, laut dom Gesetzes-
vorlagen vor ihrer Verabschie-
dung von don Berutskammern 
begutachtet werden miissen, 
soit einen Diaiog zwischen dem 
Staat und don Berufsgruppen 
hersteiien, doch unter den jet-
zigen Umstânden gerât die Be-
gutachtung notgedrungen zu 
einer reinen Formsache. 

Die Handeiskammer bedauert, 
daB der vorliegende Entwurf 
die Vorschlâge des Wirtschafts-
und Soziairats nicht beruicksich-
tigt hat. in seinem Gutachten vom 

Januar 1975 zur Einkommens-
politik schlug der WSR vor, die 
zahi reichen Eingriffe des Staats 
auf den Gebieten der Lohn- und 
der Sozialpolitik mit grôBerer 
Kohàrenz und Vorauspianung zu 
verwirkiichen. Leider iàBt der 
vorliegende Entwurf diese Be-
dingungen vermissen. Diese Vor-
lage scheint ein Aileingang des 
Familienministeriums zu sein; 
jedenfails hat die Regierung das 
Projekt nicht genûgend durch-
dacht. 
Das Hôchstaiter fr die Aus-
zahiung von Kindergeid wird von 
19 auf 18 Jahre herabgesetzt. 
Faits ein Kind weiter studiert, 
wird diese Grenze auf 25 Jahre 
hinausgeschoben, selbst wenn 
es inzwischen heiratet. Die Han-
delskammer stimmt diesen Re-
gelungen grundsâtztich zu, fin-
det aber, daB der Gesetzestext 
viete praktische Fragen unbe-
antwortet Iâf3t und prâzisere An-
gaben enthalten soi ite. 
Eine Neuerung des vorliegen-
den Entwurfs besteht darin, daB 
die Kindergelder direkt über die 
zustândigen Kassen fuir Famiiien-
zuiagen ausbezahit werden. Fuir 
die Kassen und die Postâmter hat 
dies jedoch eine erhebiiche Be-
iastung zur Foige. Es wàre bes-
ser, die Auszahiungen weiterhin 
von den Arbeitgebern durch-
fhren zu lassen. Dadurch wrde 
sich auch die im Entwurf vor-
gesehene Erhôhung des  113e-
triebskapitals der Kassen von 82 
auf 160 Miliionen Franken erCibri-
gen. Jedenfails miBbiiuigt die 
Handeiskammer energisch diese 
MaBnahme. 
Obwohl der voriiegende Entwurf 
ihrer Ansicht nach mit bertrie-
bener Hast ausgearbeitet wurde, 
lehnt die Handeiskammer ihn 
nicht grundsàtzlich ab, unter der 
Bedingung, daB endlich die im 
Regierungsprogramm verspro-
chene Untersuchung über die 
Familie und ihre Bedùrfnisse 
eingeieitet wird. 

Dezembor 1975 
Gesetzentwurf zur Anpassung 
der Renton an das Lohnniveau 
von 1974. 
Gesetzentwurf zur Elnfûhrung 
eines Ausgieichsystoms zwi-
schen don Renteregimen wegen 
der Bolastung, die durch die An-
passung der Renten an die Lôh-
ne von 1974 entstoht. 
Entwurf oinos grol3herzogllchen 
Regiemonts zur Regeiung der 

(Fortsetzung Self e 8) 

nicht, daB der 
Miliionen 
iâftigung 
t umhin, 
inerseits 
iiliarden, 
r Siche- 

haben, 

Gutachten der 
Handeiskammer,  
JA zur Arbeitslosenunterstiitzung 
NEIN zum Regierungsentwurf zur Arbeitslosenunterstutzung 

Eingriffsmôglichkeiten 	verfiigt. 
Art. 1 des voruiegenden Ent-
wurfs umfaBt die zu ândernden 
Artikel des Gesetzes vom 6. De-
zember 1968. Zu diesen Revi-
sionen bringt die Handelskammer 
eine Reihe von Einwànden und 
Verbesserungsvorschiàgen vor. 
So erscheint ihr die Erhôhung 
der Geidstrafen, die der Finanz-
minister den Versicherungsge- 

0 
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Interview mit Herrn Josy Welter, 
dem Prâsidenten der Kranken-
kasse fur seibstândige Berufe: 

Merkur: 
Wie kommt es, daB die Pensions-
kasse der Geschâftsleute unci 
industriellen erst in den sech-
ziger Jahren eingefùhrt worden 
ist? 

Herr Welter: 
Am 17. November 1953 deponier-
te der damalige Arbeitsminister 
Nic. Biever ein 'projet de loi 
ayant pour objet la création d'une 
caisse de pension des profes-
sions indépendantes». Der Ver-
sichertenkreis umfa8te auch die 
sogenannten liberalen Berufe. 
1955 wurde die Aufteilung dieses 
Gesetzentwurfs gefordert (Mo-
tion Van Kauvenbergh), und zwar 
wiefolgt: 

AnschluB der Geschàftsleute 
und industriellen an die bereits 
bestehende Pensionskasse der 
Handwerker, 

AnschluB der liberalen Berufe 
an die Pensionskasse der Privat-
beamten. 
Die Pensionskasse wurde durch 
das Gesetz vom 22. Januar 1960 
geschaffen, wàhrend die libera-
en Berufe durch das Gesetz 
vom 23. Mai 1964 den Privat-
beamtenkassen angeschlossen 
wu rden. 

Merkur: 
Aus welchen Ursachen sind die 
Leistungen ihrer Kasse niedriger 
ais die der anderen Kassen, ob-
wohl die Beitràge zu ihrer Kasse 
hôher sind? 

Herr Welter: 
Anfânglich waren aiierdings die 
Leistungen unserer Kasse nie-
driger ais diejenigen der Lohn-
und Gehaltsempfàngerkassen. 
Der Hauptgrund war wohi das 
ziemiich hohe Durchschnitts-
alter der Beitragzahienden. 
Durch das Einheitsgesetz vom 13. 
Mai 1964 wurde eine erste An-
passung der Leistungen vor-
weggenommen: gieiche Grund-
rente, gleicher Steigerungssatz. 
Dank dieses Gesetzes werden in 
Zukunft aile beitragspflichtigen 
Pensionskassen gieicherweise 
behandeit. Ab 1. Januar 1975 
hatte unsere Kasse auch densel-
ben Beitragssatz von 14 %, der 
ab 1. Januar 1976 auf 16 %erh5ht 
wurde. Was unsere Versicherten 
ailerdings heute noch ais Dis-
kriminierung ansehen, ist der 
Umstand, daB sie den ganzen 
Beitrag aufbringen, wàhrend 
die Lohnempfânger nur die Hâifte 
bezahien miissen. 
Wegen des noch relativ kurzen 
Bestehens unserer Pensions-
kasse sind die Pensionen im Ver-
gleich noch kieiner ais diejenigen 
der Arbeitnehmerkassen. Immer-
hin hat das Gesetz vom 16. De-
zember 1963 insofern eine we-
sentiiche Besserung gebracht, 
ais Versicherungszeiten anderer 
Kassen angerechnet werden und 
bei uns ais Grundiage fir Aus-
zahiungen dienen kônnen. Au-
genbiicklich zahien wir bereits 
drei Pensionen aus, die 46.000 
Franken monatlich übersteigen. 

Merkur: 
Wird eine Gleichstellung ihrer 
Kasse mit den anderen Kassen 
angestrebt und wie lange kann es 
noch dauern, bis eine solche 
Gleichstellung verwirklicht 
wird? 

Herr Welter: 
Es iiegt ein Gesetzentwurf vor, 
der die Fusion unserer Kasse mit 
der Pensionskasse der Hand-
werker verwirkiichen sou. An-
dererseits besteht bereits eine 

Risikogemeinschaft 	bezûglich 
des Ajustements zwischen den 
beiden Lohnempfângerkassen, 
der Handwerkerpensionskasse 
und unserer Kasse. Es laufen 
Bestrebungen, die Fusion aller 
Pensionskassen zu erreichen, so 
wie es der bekannte Bericht des 
internationaien Arbeitsamtes 
vorgeschiagen hat. Der Wirt-
schafts- und Soziairat hat je-
denfalis schon ein diesbeztJg-
liches Gutachten in Angriff ge-
nommen. 

Merkur: 
Welche sind die Feststellung.s-
und Auszahiungsfristen fur die 
Altersrenten lhrer Kasse? 

Herr Welter: 
Einige unserer Mitgiieder sind 
der Auffassung, daB die Prozedur 
der Festsetzung der definitiven 
Aitersrente beschleunigt wer-
den mi.iflte. Hierzu muB gesagt 
werden, daB unsere Pensions-
kasse nur in den wenigsten Fâi-
len ailein maBgebend ist. in alien 
Fàilen mufl aufgrund des Wan-
derversicherungsgesetzes bei 
den anderen Kassen nachge-
fragt werden, ob der Interessent 
bei ihnen Versicherungszeiten 
aufweist. Wenn ja, mssen die 
genaue Angabe dieser Zeiten und 
die entsprechenden Beitrâge er-
beten werden. In allen Fâllen 
aber wird sofort eine Anzahlung 
aufgruncl der bel unserer Kasse 
anfâlligen Zeiten gewàhrt. ist 
unsere Kasse ailein betroffen, 
wird die definitive Pension spâ-
testens nach drei Monaten fest-
gesetzt und die Nachzahiung 
Cberwiesen. Sind andere Kassen 
beteiiigt, so kann erst nach Ein-
gang aller Unterlagen sàmtlicher 
betroffenen Kassen der Compu-
ter gefûttert werden, der schliel3-
lich die definitive Pension aus-
rechnet. lst auch das Ausiand be-
teiligt, kann die endgùltige Be-
rechnung erst nach lângeren 
Warteperioden erfolgen. Aller-
dings giit immer ais Vorausset-
zung, daB der Fali normal ist, 
d.h., daB etwa keine Beitrags-
schuld mehr besteht oder daB 
aile erforderlichen Belege der 
Kasse voriiegen. Eine Nachfrage 
bel den anderen Pensionskassen 
(A.V.l., C.P.E.P., C.P. agricole) 
hat ergeben, daB die Fristen die-
ser Kassen in bezug auf die def i-
nitive Aitersrente nicht besser 
und nicht schlechter sind ais bei 
unserer Kasse. 

Merkur: 
Welche sind die eigentlichen 
Bestandteile einer Pension? 
Wie kompliziert ist deren Be-
rechnung? 

Herr Welter: 
Nehmen wir zum Beispiel die 
lnvalidenpension eines 50jâhri-
gen in der Annahme, daB er nur 
in unserer Pensionskasse ver-
sichert war und zwei Kinder mit 
Recht auf Familienzuiage hat. 
Seine Jahrespension index 100 
setzt sich dann folgenderma(3en 
zusammen: 

Grundrente von 15.000 Fran-
ken. 

Famiiienzutage: 2 x 3.500 
Franken. 

Steigerungen zu 16% der ein-
bezahiten Beitrâge auf index 100 
verri ngert. 

Anpassung der Steigerungen 
an den Lebensstandard: soge-
nanntes Ajustement. Die Stei-
gerungen der einzelnen Jahre 
werden »ajustiert», d.h. mit dem 
sogenannten Ajustementfaktor 
muitipliziert, der von Jahr zu 
Jahr verschieden ist. 

Spezialsteigerungen berech-
net aufgrund des um 20 % er-
hôhten Sozialmindestiohns fir 
die fùnf Jahre zwischen dem 50. 
und 55. Lebenjahr. 

ist die Invaliditât zum grol3en 
Teii auf Kriegsschâden zurtick-
zufûhren, kommt der sogenannte 
«complément différentiel» hin-
zu, d.h. Steigerungen vom 50. 
bis zum 65. Lebensjahr, die auf-
grund des ietzten Einkommens 
oder des Durchschnitts der fûnf 
besten Jahreseinkommen be-
rech net werden. 

Wenn das Resultat der Pen-
sion ungenûgend ist, kann unter 
Umstânden ein sogenannter 
«complément pour pension 
minimum» hinzukommon. 
Die so berechnete Jahresrente 
(Index 100) wird dem jeweiligen 
Lebenshaltungskostenindex an-
gepaBt, so wie er fir die Staats-
beamtengehâlter und -pensionen 
giit. 

*** 
interview mit Herrn Josy Mersch, 
dem Prasidenten der Kranken-
kasse ftir selbstàndige Berufe: 

Merkur: 
Wie steht es mit den Leistungen 
und Beitrâgen der Krankenkasse 
der seibstândigen Berufe? 

Herr Mersch: 
Seit dem Gesetz vom 22. Mai 1974 
sind die Leistungen unserer Kas-
se den Leistungen der Lohn-
empfânger angepaBt. Konkret 
heil3t das, daB unsere Ruckver-
gtungstarife genau dieselben 
sind, ebenso die intervention des 
Staates und des «Fonds national 
de solidarité» (F.N.S.), und daB 
die Freigrenze abgeschafft ist. 
Die Beitrâge werden seit dem 
1. Januar 1975 auf das versteuer-
bare Gewerbeeinkommen be-
rechnet, und zwar mit 5,6 %. 
Der Minimaibeitrag beiàuft sich 
auf den einfachen Sozialmindest-
iohn, der Maximalbeitrag seit 
dem 1. Januar 1976 auf den vier-
fachen. 
Bei den Pensionierten ist der 
Beitrag auf 4,4 % festgesetzt, wo-
von die Hàifte zulasten der Pen-
sionskasse geht. Der Unterschied 
zwischen dem soicherart be-
rechneten Beitrag und dem Mini-
malbeitrag (4,4 % des um 20 % 
erhôhten Sozialmindestlohns) 
geht ebenfalis zulasten der Pen-
sionskasse. Das Defizit der Kran-
kenversicherung der Pensionier-
ten wird vom F.N.S. getragen. 

Es stimmt, daB die Beitrâge un-
serer Krankenkasse im Vergieich 
z.B. mit der Privatbeamtenkran-
kenkasse ziemiich hoch sind, 
doch ist dies durch das reiativ 
hohe Durchschnittsalter unserer 
Versicherten bedingt. 

Merkur: 
Sind die Kiagen berechtigt, laut 
denen Geschàftsieute bis zu vier 
Monaten warten miiBten, bis ihre 
Auslagen vergûtet wrden? 

Herr Mersch: 
Dringende Fâlie werden sofort 
behandelt. In der Regel erfoigt 
die Auszahlung binnen eines Mo-
nats. Nur in Ausnahmefâllen kann 
es lânger dauern, etwa wenn eine 
Anmeideerkiârung, eine Quittung 
oder eine Genehmigung fehit 
oder wenn das Beitragskonto 
nicht in Ordnung ist. 
FalIs es lânger dauert, 50 ist dues 
zum Teil eine Folge des Verhai-
tens der Versicherten seibst. Die 
einen schicken ihre Rechnungen 
alizu oft in kieinsten Mengen, 
andere sammeln die Rechnun-
gen des ganzen Jahres und 
schicken sie erst zum Jahres-
ende, so daB sich um diese Zeit 
die Arbeit unnôtig anhàuft. Am 
besten wâre ein periodisches, 
regeimâBig ùber das ganze Jahr 
verteiltes Vorlegen der Kranken- 

Das «Comité de Recherches pour 
l'Artisanat et le Commerce», das 
im Rahmen des Mittelstands-
ministeriums gebildet • wurde, 
fiihrt jedes Jahr ein Studienpro-
gramm aus. Zu diesem Zweck 
besuchte es am 17. und 18. No-
vember 1975 unter der Leitung 
seines Prâsidenten Herrn Carlo 
Hemmer, Direktor der Handels-
kammer, die oberôsterreichische 
Landeshauptstadt Linz. Aufler 
verschiedenen Mitgiiedern des 
Ausschusses, darunter Herr Re-
gierungsrat Jean Friedrich vom 
Mitteistandsministerium und 
Herr Direktor Raymond Rollinger 
von der Handwerkskammer, wa-
ren namhafte Vertreter aus Han-
del und Handwerk Teilnehmer an 
dieser Reise. 
Eingeladen hatte die Kammer 
der gewerbiichen Wirtschaft 
Oberôsterreichs, nach einer Ver-
mittlung von Herrn Professor 
Dr. Ludwig Frôhler von der Linzer 
Johann-Kepler-Universitât und 
Herrn Direktor Roliinger. Fr 
die Zusammenstellung des reich-
haitigen und wohl ausgeiasteten 
Besuchsprogramm hatte Herr Di-
rektor Dr. Richard Obermayr, lei-
tender Beamte der genannten 
Kammer, verantwortlich gezeich-
net. Er war es auch, der die 
Luxemburger Gruppe bei ihrer 
Ankunft im Namen der Gewerbe-
kammer und ihres Prâsidenten, 
Herrn Komm. Rat Dr. Franz 
Schi.itz, begrùl3te und sie am 
Morgen des 17. November zu 
einer ersten Kontaktnahme mit 
den Vertretern von Gewerbe 
(= Handwerk) und Handel am 
Sitz der Kammer begleitete. Das 

rechnungen. Ûbrigens wurde 
kurzIich eine diesbezùgiiche 
Mitteilung an unsere Versicher-
ten geschickt. 
Andererseits ist unsere Verwal-
tung zweifeiios personenmâBig 
unterbesetzt. Bei 14.750 Ver-
sicherten zâhit sie 10 Beamte, 
wâhrend z.B. die Privatbeamten-
krankenkasse mit 38.000 Ver-
sicherten 50 Beamte zâhit. 1m 
selben Verhâltnis mBte unsere 
Kasse Ciber 19 Beamten verfugen. 

Merkur: 
Welche Entwicklungen sind fur 
die nàhere Zukunft geplant? 

Herr Mersch: 
Der Vorstand hat eine Unter-
suchungskommission angefor-
dert, die die Môglichkeit auf be-
schleunigte Rckvergùtung stu-
dieren sou. Diese Kommission 
wird zweifelios zu dem SchluB 
kommen, daB der Personaibe-
stand unserer Krankenkassen 
ungenûgend ist. Dies besonders 
auch wegen der seit Bestehen der 
neuen Gesetzgebung anfalienden 
Mehrarbeit, wie z.B. Abrechnun-
gen mit dem Staat (der f(r ge-
wisse Leistungen in die Tasche 
greift) und mit den Spitâlern 
(fur die das Prinzip des Drittzah-
1ers eingefûhrt wurde). Augen-
blickiich Iaufen Bestrebungen 
ûber das «comité central des 
caisses de maladie», um mit 
den Ârzten eine neue Konven-
tion abzuschlieBen, so wie es 
die Kassen der Lohn- und Ge-
haitsempfânger veriangt haben. 
F°r Fâlie, in denen ein Inhaber 
durch lângere Krankheit nicht 
mehr in seinem Betrieb arbeiten 
kann, soil ein sogenanntes Mo-
natsgeid eingefûhrt werden. Die 
Einfûhrung eines soichen Mo-
natsgelds ist ein weiterer Schritt 
zur Harmonisierung mit der Ar-
beiterkrankenkasse und somit 
zur Fusion aller Krankenkassen. 

anschlieBende Gesprâch bot Ge-
legenheit zu einem Gedanken-
und Erfahrungsaustausch Liber 
die berufliche Ausbildung und 
das Lehrlingswesen; Letzteres 
hat viele Grundzùge mit dem 
luxemburgischen System ge-
mei n. 
Die folgende Besichtigung zweier 
Berufsschulen, d.h. einer kauf-
mânnischen Schule in Beglei-
tung von Herrn Landesschui-
inspektor Schuirat Wilhelm Le-
moch sowie einer handwerkli-
chen Schule unter Leitung von 
Herrn Berufsschu il nspektor Reg. 
Rat Josef Ottenschiâger, I ieferte 
einen interessanten Einbiick in 
den Lehrbetrieb. Die mustergùlti-
gen Einrichtungen und die ber-
ail gezeigte Lehrfreudigkeit der 
Schûler fielen den Besuchern 
besonders positiv auf. 
Zum Mittagessen im Restaurant 
Pstlingberg, das einen herrli-
chen Ausbiick auf die Stadt Linz 
gewâhrt, hatte im Namen der 
oberôsterreichischen Landesre-
gierung deren Mitglied Herr Lan-
desrat Rudoif Trauner geladen. 
Sein meisterhaft gefùhrtes Refe-
rat Liber die Probieme seines 
Landes und die Wirtschaftsfôrde-
rung wird alien in bester Erinne-
rung bleiben. Am nâchsten 
Nachmittag folgte dann, ais einer 
der Hôhepunkte dieser Studien-
reise, der Besuch des von Herrn 
Dr. Walter Mimer geleiteten 
Wirtschaftsfôrderungs - instituts 
(WIFI) der Kammer der gewerbli-
chen Wirtschaft fûr Oberôster-
reich. Es handelte sich hierbei 

Studienreise nach Linz 
Das «Comité de Recherches pour l'Artisanat et le Commerce» 
besuchte die oberôsterreichische Landeshauptstadt Linz 
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Was i dine Handelskam erà.) 
Die Iuxemburgische Handels-
kammer wurde im Jahre 1841 
gegrûndet. Sie ist eine Kôrper-
schaft ôffentlichen Rechts und 
bezieht ihr jetziges Statut durch 
das Gesetz vom 4. April 1924. 

Aufgaben 
Die erste Aufgabe der Handels-
kammer besteht in der Wahr-
nehmung und Fôrderung der 
wirtschaftlichen Gesamtinteres-
sen der Industrie, der Handel-
und Gewerbetreibenden unseres 
Landes. Zu diesem Zweck tritt die 
Handeiskammer unmitteibar an 
Regierungsstelien und Behôrden 
in Form von Denkschriften, Stel-
iungnahmen, Vorschiâgen und 
Gutachten heran. Sie àul3ert sich 
u. a. zu juristischen, wirtschaft-
lichen, steuerlichen und arbeits-
rechtiichen Fragen sowie zu Pro-
blemen der Berufsausbiidung 
und der Soziaiversicherung. 
Zu allen Regierungsverfugun-
gen und Gesetzesvorlagen, die 
in ihren Zustândigkeitsbereich 
fallen, muS die Handelskammer 
obligatorisch um ihr Gutachten 
gefragt werden. 

Grundsatzfragen 
der Wirtschaft 

In diesen Fragen vertritt die Han-
deiskammer die Interessen der 
Wirtschaft gegenûber der Re-
gierung und Verwaitung. Sie 
àuflert sich in Gutachten und 
Steilungnahmen zur ôffentiichen 
Konjunktur- und Haushaltspoii-
tik sowie zum jàhriichen Staats-
budget. Aui3erdem erarbeitet sie 
Vorschiàge zur Fôrderung von 
Industrie und Handel und nimmt 
Steiiung zu Vorhaben auf dem 
Gebiet des Handeis- und Wirt-
schaftsrechts, des Verkehrs, der 
Aul3enwirtschaft und des berufii-
chen Biidungswesens. Wenn 
nôtig, gibt sie Anregungen zu 
wirtschaftspoiitischen Maf3nah-
men und Reformen. 

Mitgliedschaft 
Die Zugehôrigkeit zur Handeis-
kammer beruht auf der Pflicht-
mitgliedschaft. Demnach ist je-
der Handei- und Gewerbetrei-
bende automatisch bei der Han-
deiskammer eingeschrieben. Ihr 
gehôren etwa 9700 Betriebe aus 
industrie, Finanz, Handei und 
Dienstieistungsgewerbe an, dar-
unter ca. 5000 Einzelhandels-
betriebe. Bei einer Bevôike-
rungszahi von rund 350.000 Ein-
wohnern beschàftigen diese 
9700 Betriebe zusammen fast 
100.000 Arbeitnehmer. Ihr Ge-
samtumsatz betrug 97,584 Mii-
iiarden Franken im Jahre 1969. 
Durch das Gesetz vom 14. Mârz 
1973 zur Ergânzung des Geset-
zes vom 4. Aprii 1924 kônnen 
die jàhriichen Beitrâge, weiche 
die Mitgiieder der Handeiskam-
mer zahien m ssen, von der Kam-
mer seibst festgeiegt werden. 
Aiierdings d°rfen diese Bei-
trâge nicht 4 Tausendstei des 
Gewinns der Mitgiieder vom vor-
ietzten Jahr überschreiten. Zur 
Zeit geiten in der Handeiskam-
mer foigende Bestimmungen zu 
den Beitrâgen: 
1. Die Hôhe der Beitrâge iiegt 
bei 1,8 Tausendstel des Gewinns 
vom vorletzten Jahr. Der Gesamt-
betrag dieses Gewinns wird der 
Kammer von der Steuerverwai-
tung mitgeteiit. Faiis dieser Be- 

trag von der Steuerverwaitung 
um mehr ais ein Viertei und mm-
destens eine Million erhôht wird, 
wird dem betreffenden Mitglied 
ein zusâtzlicher Beitrag abver-
iangt. Umgekehrt hat der Betref-
fende das Recht, einen Teil sei-
nes Beitrages zuri.ickzuverlan-
gen, fails sein Gewinn abgenom-
men hat. 
2. Die Mindestbeitrâge belaufen 
sich auf 
- 120 Franken fir naturiiche Per-
sonen (personnes physiques), 
- 1000 Franken fCir die Perso-
nengeseiischaften und die Ge-
seilschaften mit beschrànkter 
Haftung (sociétés à responsabili-
té limitée - s.à r. I.), 
- 1500 Franken f r die Kapitai-
geseilschaften, mit Ausnahme 
der Geseiischaften mit be-
schrânkter Haftung. 

Voilversammiung 
Oberstes Organ der Kammer ist 
die Voiiversammlung, die sich 
aus den 21 gewâhiten Vertretern 
der verschiedenen Wirtschafts-
zweige zusammensetzt. Die Sitz-
verteilung und die Namen der 
jetzigen gewâhiten Vertreter 
bringen wir in Nummer 4. 
Die Vertreter des Einzelhandeis 
biiden eine eigene stàndige Kom-
mission, die un abhângig von der 
Voliversammlung zusammentritt, 
um sich mit Fragen des Einzei-
handels zu befassen. 

Beratungsstelle 
f(ir den Einzelhandel 

Diese Steile unterrichtet Interes-
senten über die Voraussetzun-
gen fùr die Ausubung einer ge-
werbiichen Tàtigkeit. Sie infor-
miert und berât die Betriebe i.iber 
ôffentliche Fôrderungsma(3nah-
men, Kreditmôglichkeiten, inve- 

Am 22. Januar fand im neuen Ge-
bàude der Handeiskammer auf 
Kirchberg die Voiiversammiung 
der gewâhiten Mitgiieder der 
Handeiskammer statt. Anwesend 
waren die Herren Emmanuel 
Tesch, Prâsident, Cario Ciasen 
und JosyWeiter,Vize-Prâsidenten, 
Georges Arendt, Fiorent Assa, Aiy 
Beck, Egide Beissei, Paul Bosse-
ler, Gabriel Deibener, Georges 
Faber, Ady Jung, Emile C. Ma-
roidt, Josy Mersch, Robert Meyer, 
Madame Huguette Mulier, die 
Herren René Pitz, J.Ai. Schiech-
ter, Emile Weitzel, Mitg lieder, so-
wie vom Sekretariat die Herren 
Carlo Hemmer, Henri Ahiborn, 
Cario Gaiowich, René Gredt, Ro-
ger Medernach, Paui Katow und 
Camiile Giacomeili. Entschui-
digt hatten sich die Herren Ray -
mond Ackermann, Fernand Kass 
und Jean Mu lier. 

Nach der kurzen BegrùBungsan-
sprache des Herrn Prâsidenten, 
der die Mitgiieder im neuen Ge-
bâude der Handeiskammer wiii-
kommen heiBt, wird einstimmig 
der Vorschlag angenommen, daB 
alljàhrlich mindestens vier Voli-
versammlungen einberufen wer-
den, und zwar jeweiis am ersten 
Freitag der Monate Januar, April, 
Juli und Oktober um 17 Uhr. Fails 
ein dringendes Probiem eine Dis-
kussion in einer Voiiversamm- 

stitionshiifen u. dgi. Sie tiber-
nimmt auch die Formaiitàten bei 
Antrâgen auf staatiiche investi-
tionshilfe, z. B. Zinsvergtitung 
und Kapitaizuschiisse. In Fragen 
der Rationalisierung und Moder-
nisierung sowie der Kooperation 
steht sie den Firmen beratend zur 
Verfiigung und gibt Auskunft 
iïber aligemeine Steuerfragen, 
insbesondere die Mehrwertsteu-
er (TVA). Ansiediungswiliige Un-
ternehmen berât sie bei Grund-
satzfragen der Niederiassung. 

Kredit- 
garantiegenossenschatt 

und Inkassostelle 
Die Handelskammer ist Grûn-
dungsmitgiied der Kreditgaran 
tiegenossenschaft f r den GroB-
und Einzelhandel, die in ihren 
Geschàftsràumen untergebracht 
ist. Diese Genossenschaft uber-
nimmt fur mittiere und lang-
fristige Kredite Buirgschaften 
gegenûber Kreditgebern, wenn 
bankmàl3ige Sicherheiten nicht 
oder nicht in dem erforderiichen 
Maf3e zur Verfûgung stehen. Der 
Betrag der Brgschaft ist auf 
maximal 600.000 Franken, die 
DaueraufloJahre begrenzt. 
Daneben betreibt die Kreditga-
rantiegenossenschaft eine inkas-
sosteile, die den Kammerzugehô-
rigen ihre inkassosorgen ab-
nimmt und Guthaben auf zah-
iungswiilige Kunden eintreibt. 
(Siehe auch unseren Artikel in 
Nr. 1, Seite 4.) 

Rechtsfragen 
Die Kammerzugehôrigen kônnen 
bei der Rechtsberatungsstelle 
der Handeiskammer auigemeine 
Auskunft über Rechtsfragen, ins-
besondere das Handeis- und 
Niederiassungsrecht, erhaiten. 

lung erfordert, kann diese auch 
auBerhaib dieses Terminkaien-
ders zusammentreten. 
Emnstimmig wird ebenfalis der 
Vorschiag angenommen, die in-
terne Regelung der Handels-
kammer von 1924 zu reformieren 
und auf den heutigen Stand zu 
bringen. Mit der Ausarbeitung 
eines Reformvorschlags wird 
eine Kommission beauftragt, die 
von den Herren Ahlborn, Arendt, 
Beissel, Faber, Gredt und Hem-
mer gebildet wird. 
Die Voliversammiung biuiigt die 
61 Gutachten, weiche die Han-
deiskammer seit der ietzten Voil-
versammiung am 22. November 
1974 herausgegeben hat. Zu 
einer Reihe von Gesetzentwûrfen 
soli die Voulversammiung Stel-
lung nehmen, wartet aber noch 
nâhere informationen ab, bevor 
sie den Gutachten des Sekre-
tariats zustimmt. Eine andere 
Frage betrifft den Zuschlag der 
Môbel f r die Sitzungsrâume und 
Kiassensâle des neuen Gebâudes. 
Nach kurzer Diskussion beauf-
tragt die Voliversammiung das 
Sekretariat der Handelskammer, 
Besteilungen bei den Firmen 
Mobico und Voko einzureichen. 
Der zweite Stock des neuen Ge-
bâudes wird an die Fédération 
des Industriels Luxembour -
geois (Fedil) und an den Groupe- 

ment des industries Sidérurgiques 
Luxembourgeoises (G.i.S.L.) ver-
kauft. Fr den notarielien Akt 
bertràgt die Voliversammiung 

dem Prâsidenten ihre Voiimach-
ten. Der Prâsident bindet foigiich 
die Handeiskammer durch seine 
aileinige Unterschrift. Die Han-
deiskammer ist ebenfails bereit, 
dem Staat einen Teil des ersten 
Stocks, in dem der Wirtschafts-
und Soziairat (WSR) zusammen-
tritt, zu verkaufen. 
Die Rechnungskommission der 
Handelskammer, die ailein sich 
mit der Verwaitung des Vermô-
gens sowie der Kontroile der 
Buchfûhrung und des Finanz-
haushaits der Handeiskammer 
befaBt, iegt ihren Bericht vor. 
Die Mitgiieder nehmen die Biianz 
zur Kenntnis und biliigen sie ein-
stimmig. Ein Mitgiied schiàgt vor, 
jedes Jahr soue ein Budget fur 
die Handelskammer aufgesteuit 
werden. Die Versammiung be-
schiieSt, in der nàchsten Sitzung 
im April ein Budget f r 1976 zu 
d iskutieren. 

Gedankenaustausch uiber die 
Rolle der Handelskammer 

Herr Josy Welter, Vize-Prâsi-
dent der Handeiskammer, wirft 
eine Frage auf, die dem gegensei-
tigen Verstândnis und Vertrauen 
unter den Mitgiiedern schadet. 
1m Einzeihandei hegen bestimm-
te Kreise Befùrchtungen, die 
Handeiskammer verteidige die 
interessen des Einzeihandeis 
nicht wirksam genug und bevor-
zuge die industrie und die Ban-
ken. Dieseiben Personen behaup-
ten, die Handwerkskammer kôn-
ne die Anhiegen des Einzelhan-
deis weit besser verteidigen, da 
die Struktur dieser Berufskam-
mer einheitiicher sei. Herr Wel-
ter ist der Ansicht, daB eine offe-
ne Diskussion über diese Frage in 
der Voliversammiung wesentiich 
dazu beitragen kônnte, das Kiima 
unter den Mitgliedern zu verbes-
sern. 
Der Prâsident stimmt einer offe-
nen Aussprache zu, soweit sie 
sich jeder Poiemik enthàit. Er 
fragt die Runde, ob irgendjemand 
unter den Versammeiten sich 
durch den lnhait der 61 Gutach-
ten benachteiiigt fhie; jeden-
faiis lasse keiner dieser Texte auf 
eine bevorzugte Behandiung der 
interessen der industrie und der 
Banken schiieBen. AuBerdem ha-
be die Handeiskammer eine Rei-
he von Initiativen im interesse 
aller Mitgiieder ergriffen, etwa 
die Schaffung eines Presseor-
gans, in dem jeder seine Probie-
me vorbringen und erklâren kann. 
Der Prâsident erinnert auch da-
ran, daB die aus fnf Mitgiiedern 
bestehende Einzeihandeiskom-
mission unabhângig ist und sich 
jederzeit versammein kann, um 
spezifische Fragen des Einzei han-
deis zu besprechen. 
Die Handeiskammer, so meint 
der Prâsident, hat notgedrungen 
einen uneinheitiichen Aufbau, da 
sie eine Vieizahl von Berufen un-
ter ihrem Dach vereinigt. Die 
Verbânde dagegen sind einheit-
iich und spielen eine Roue, wel-
che die Handeiskammer nicht 
spielen kann. 
Der Gesetzgeber hat seinerzeit 
die Handelskammer ais berge-
ordnetes Organ geschaffen. Auf-
gabe der Handeiskammer ist es, 
die Synthese verschiedener An- 

sichten im Lichte des Aulgemein-
wohls herzustelien. Sowieso 
kann es auch Differenzen in einer 
und derseiben Branche geben, 
z.B. zwischen den kieinen Hànd-
iern und den GroBverkaufsfià-
chen. 
Herr Welter dankt dem Prâsiden-
ten und bittet die Herren Beck 
und Jung, bzw. den Pràsidenten 
und den Vize-Pràsidenten des 
Geschàftsverbands, um ihre Stel-
Iungnahme. 

Herr Ady Jung dankt Herrn Wel-
ter dafûr, daB er das Probiem in 
aller Offenheit angeschnitten hat. 
in seinen Augen besteht der Un-
terschied zwischen der Handeis-
kammer und den Verbânden da-
rin, daB die Verbànde Forderun-
gen stelien miissen. Er meint, 
es stehe f r jedermann fest, daB 
die industrie und die GroBunter-
nehmen die Emnpflanzung von 
GroBverkaufsfiàchen begrûBen, 
weil dadurch die Lebenskosten 
sinken. Durch die hohen Lôh-
ne, welche die industrie zahit, 
iockt sie viel wertvoiies 
Personal an, so daB der Einzel-
handel auf ein schlechter quaii-
fiziertes Personai angewiesen ist 
und diesem dennoch hohe Lôhne 
geben muB. Zwischen der in-
dustrie und dem Einzeihandei be-
stehen fur Herrn Jung aiso genù-
gend Punkte, in denen ihre in-
teressen auseinanderstreben. 

Zu der Kritik, die der Geschâfts-
verband geiegentlich an der Han-
deiskammer geùbt hat, meint 
Herr Jung, die Kammer ais soi-
che sei nicht in Frage gestelit 
worden. im Gegenteil uiege es 
im interesse des Verbands, so-
weit wie môglich mit der Kammer 
zusammenzuarbeiten. Herr Jung 
begrùBt den EntschluB, die Voii-
versammlung wenigstens viermai 
im Jahr und die Einzeihandels-
kommission jeden Monat einzu-
berufen. Dadurch werde die Zu-
sammenarbeit zwischen der Han-
deiskammer und dem Einzeihan-
dei wesentiich verbessert. 
Herr Georges Faber antwortet 
Herrn Jung, daB die Handeiskam-
mer dazu ersehen ist, die Ge-
samtinteressen des Harideis zu 
verteidigen. Die Meinungsunter-
schiede, die Herr Jung angespro-
chen hat, sind an sich neben-
sàchiich. Denn wenn die Stahiin-
dustrie hohe Lôhne an ihre Ar -
beitnehmer zahit, so wirkt dies 
sich gnstig f r den Mitteistand 
aus, da der Arbeitnehmer sein 
GeId schiieBlich dort ausgibt. Die 
Gratifikationen, die in Zeiten 
der Hochkonjunktur ausbezahit 
wurden, haben den Konsum ge-
fôrdert und sind dem Einzei-
handei zum groBen Teii zuge-
fiossen. in der jetzigen Krise 
schadet es dem Einzeihàndier 
bestimmt nicht, wenn die indu-
strie Opfer auf sich nimmt, indem 
sie die Voiibeschàftigung erhàit 
und die Kaufkraftveriuste ihres 
Personais auf ein Minimum redu-
ziert. 

1m Faiie der GroBverkaufsfiâchen 
und dem neuen Niederlassungs-
gesetz hat die Handeiskammer 
vor ailem die Interessen der 
Kieinbetriebe vertreten, ohne 
daB die industrieiien Kreise ihre 
Steiiungnahme irgendwie beein-
fiuBt hâtten. Die Handelskammer 
sucht die Erhaltung einer ausge-
wogenen soziaien Struktur, wel-
che ohne einen gesunden Mit-
teistand unmôgiich wâre. 

Voliversammiung 
der Handelskammer 
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Tableau de bord de l'économie luxembourgeoise 

Indice général de la production 
mois: 1975: 1976: 

industrielle (1970 = 100): janvier 99,0 91,8 
Indice de la production industrielle 
sans la sidérurgie: janvier 106,2 107,1 
Indice de la sidérurgie (production et 
première transformation de métaux): janvier 94,1 81,3 
Wagons chargés sur le réseau CFL: janvier 20.700 18.100 
Impôts sur les traitements et salaires 
(sans distinction d'exercice): janvier 619,6 millions F 766,9 millions F 
Taxe sur la valeur ajoutée: janvier 374,7 millions F 408,2 millions F 
Dépôts bancaires: décembre 198,7 milliards F 205,1 milliards F 

(1974 resp. 1975) 
Indice du coût de la vie (indices généraux 
raccordés à la base 1948): février 231,70 256,54 
Indice boursier des actions 
luxembourgeoises 
(28 décembre 1967 = 100): 12mars 202,01 256,50 

Di"e Kon'bunktur 

NDAS 
UNI VERSALE 

mm 

Studienreise nach Linz 
(Fortsetzung von Seite 3) 

um eine hochschulartige Lehr-
anstait f r die berufliche Wei-
terbiidung. In ihren AusmaBen 
und Einrichtungen fur den theo-
retischen und praktischen Un-
terricht übertraf sie ailes, was 
die Besucher bis dahin auf die-
sem Gebiet zuhause und in an-
deren Làndern besichtigen konn-
ten. Zum Abendessen foigte die 
Reisegruppe einer Einladung von 
Herrn Kammerprâsident Dr. 
Schùtz, dessen Lebenswerk die 
Schaffung dieses instituts ist. 
Sehr geehrt fLihlten sich die Rei-
seteilnehmer durch den Empfang 
am folgenden Tag bel Herrn 
Btrgermeister Franz Hiliinger im 
altehrwiirdigen Linzer Rathaus. 
Die Stadtverwaitung stelite 
freundlicherweise einen Reiebus 
f(ir eine über zwei Stunden dau-
ernde Stadtrundfahrt zur Verfù-
gung. Dabei gab Herr Stadtbau-
direktor Dipi. ing. Alfred Weiner 
fachkundige Erlàuterungen. Be-
sichtigt wurden hauptsàchlich 
kulturelie und wirtschaftliche 
Einrichtungen, z. B. das imposan-
te Bruckner-Konzerthaus, die Jo-
hann-Kepler-Universjtàt, ver-
schiedene neue Wohnviertel so-
wie der Handeishof, eine eigen-
artige Konzentration von Einzel-
handelsgeschàften. Hochinteres-
sant waren Herrn Weiners Aus-
f hrungen über die Stadtplanung, 
die Schaffung von Parkpiâtzen 
und verkehrsfreien Zonen so-
wie die bestehende und geplante 

lnfrastruktur zur Entlastung des 
Stadtkerns. Wie auf anderen Ge-
bieten trat auch hier der Rck-
stand Luxemburgs klarzutage. 
Zu Mittag waren die Besucher 
Gâste von Herrn Komm. Rat Dr. 
Fred Apfolterer, Vorsitzender des 
Vorstandes der ôsterreichischen 
Zoilfreizonen-A.G. AnschlieBend 
wurde der Linzer Flughafen mit 
semer Freizone, seinen Um-
schlagsanlagen und Lagerhàu-
sern besichtigt. Darauf folgte ein 
Rundgang durch die Ôsterreichi-
schen Schiffswerften A.G., der 
durch den stellvertretenden Vor-
standsdirektor Herrn DipI. Kauf -
mann Kurt Wild vermittelt worden 
war. Zum AbschiuB des zweiten 
Besuchstages erfolgte noch die 
Besichtigung eines an einer Aus-
fallstrafle gelegenen Einkaufs-
zentrums und ein làngeres und 
aufschluBreiches Gespràch mit 
dessen Geschàftfùhrer (iber Or-
ganisation, Einkaufs- und Ver-
kaufspoiitik sowie über die be-
stehenden gesetzlichen Bestim-
mungen zur Einpfianzung von 
GroBverkaufsflàchen. 
Die Studienreise nach Linz des 
«Comité de Recherches pour 
l'Artisanat et le Commerce» war 
ein voiler Erfolg. An dieser Stelie 
seien, an die Adresse aller ge-
nannten und ungenannten "ster-
reichischen Freunde, der Dank 
und die Anerkennung wiederholt, 
die die Teilnehmer Herrn Dr. 
Obermayr beim Abschied vor der 
Rckfahrt am spâten Abend des 
18. November entgegengebracht 
haben. 

«Die Rezession ist tot ...... So 
lautete dieser Tage eine Schlag-
zeile in der deutschen Wirt-
schaftspresse. Diese triumphie-
rende Ankùndigung wurde aller-
dings im Artikel selbst einge-
schrânkt mit Ausf(ihrungen über 
unbestimmte Intensitât und 
Dauer des verheiBenen Auf-
schwungs. 1m allgemeinen aber 
herrscht in unseren Nachbar-
làndern ein gedâmpfter Opti-
mismus vor. Befùrchtet wird ai-
ierdings, daB die Arbeitslosig-
keit nicht nach MaBgabe des 
eventuellen Aufschwungs zu-
rckgehen wird. Nicht Neuein-
steliungen, sondern Mobilisie-
rung der Produktivitâtsreserven 
wird, 50 meint man, die zusàtz-
lichen Auftragseingànge auffan-
gen. 
Hierzulande ist im wichtigsten 
Wirtschaftszweig, der Stahiindu-
strie, die Lage im wesentlichen 
unverândert. Eine Tendenzwen-
de steht nicht in Aussicht. Pro- 

duktion und Auftragseingang 
sind leicht angestiegen und der 
Preisverfall ist zum Stillstand 
gekommen. Eine Verbesserung 
der Ertragslage ist deswegen 
aber nicht eingetreten, da wich-
tige Elemente der Gestehungs-
kosten erheblich gestiegen sind: 
Koks, Energie und Lôhne, letzte-
re infolge des Ansteigens des 
Indexes der Lebenshaltungs-
kosten. Die Kapazitâten der Ht-
tenwerke sind noch immer nur zu 
70% ausgelastet. 
In den Cibrigen Industriezweigen 
ist die Entwicklung uneinheit-
lich. Wàhrend die Reifenindu-
strie und die Industrie der 
Kunststoffe und Kunstfaser 
ihre Produktion mengenmàBig 
steigern kônnen, hat der Auf-
tragseingang in verschiedenen 
Konstruktionswerkstâtten nach-
gelassen. Besonders arbeitsin-
tensive Betriebe haben infolge 
der steigenden Lohnkosten mit 
wachsenden Schwierigkeiten zu 

kàmpfen. Die Industrie der Bau-
stoffe entwickelte sich, soweit sie 
auf den lnlandsmarkt angewiesen 
ist, ziemlich parallel zur Bautà-
tigkeit. Diese ist im Wohnungs-
bau stark rcklàufig, insbeson-
dere in bezug auf Apparie-
mentswohnungen. 
Die ZahI der beladenen Eisen-
bahnwaggons, die fur die Men-
genkonjunktur in Luxemburg 
ziemlich symptomatisch ist, stieg 
von 15.900 im Dezember 1975 auf 
18.100 im Januar 1976 (Januar 
1975: 20.700). 
Wie die Mehrwertsteuereingàn-
ge eindeutig zeigen, hàlt der 
Konsum unverândert an. Zwar ist 
gegenûber dem Monat Dezem-
ber 1975 (432,4 Millionen Fran-
ken) im Januar ein Rckgang 
(408,2 Miliionen Franken) zu 
verzeichnen. Dieser ist jedoch 
normal, da der Monat Dezem-
ber ein Monat ausgesproche-
ner Komsumintensitàt ist. 1m 
Monat Januar 1975 betrugen die 

Eingànge aus der Mehrwertsteu-
er nur 374,7 Millionen Franken. 
Die Eintragungen von Personen-
wagen bewegen sich ebenfalls 
auf steigender Hôhe: 1.117 im 
Dezember 1975, 1.284 im Januar 
1976 gegenûber 1.113 im Januar 
1975. 
Auch die Eingânge aus der 
Lohnsteuer zeigen steigende 
Tendenz: 561,5 Millionen 1m 
Dezember 1975, 767,9 Millionen 
im Januar 1976, gegen 619,6 
Millionen Franken 1m Januar 
1975. lndexbedingte Lohnstei-
gerungen und Progressivitàt 
der Lohnsteuer sind die Ursa-
chen dieser Mehreingânge, die 
wohl erheblich dazu beitragen, 
die Finanzsorge der Regierung 
in etwa zu lindern. 
Trotz der Aufrechterhaltung des 
Konsums auf einem hohen 
Stand nimmt auch die Sparnei-
gung zu, soweit man die Einla-
gen auf Sparbûcher ais symp-
tomatisch fûr die Spartâtigkeit 

ansehen kann. Dies ist um so 
erstaunlicher, ais die Zins-
Sàtze erheblich unter der Infla-
tionsrate bleiben, der Ertrag auf 
Spareinlagen also negativ ist. 
Die Krise hat im Gegensatz zu 
andern Làndern mit hohem Aus-
lànderanteil nicht zu emnem nen-
nenswerten Rckgang der aus-
lândischen Arbeitskràften ge-
fhrt. Dennoch hâlt die Arbeits-
Iosigkeit im Vergleich zu andern 
Làndern bel uns in ertrâglichen 
Grenzen. Die Arbeitslosenquote 
betràgt nach Aussagen des Wirt-
schaftsministers etwa 0,6%. 1m 
Februar wurden 163 Arbeitslose 
voli entschàdigt. Davon waren 
101 Auslànder. Fur den Monat 
Màrz rechnet der Konjunktur-
ausschuB mit Kurzarbeit fur 633 
Arbeitnehmer, verteilt auf 7 Un-
ternehmungen. Die Zahl der Not-
standsarbeiten, die im Februar 
noch 450 betrug, soll im Màrz 
auf 100 sinken. 
Die Entwicklung im Bankensek-
tor ist gnstig. Am 31.12.1975 
belief sich die Bilanzsumme aller 
Kredit- und Sparinstitute in Lu-
xemburg auf 1.478,27 Milliarden 
Franken, das waren 2,3% mehr 
ais im November 1975 und 
38,53% mehr aIs am 31.12.1974. 

Beàngstigend ist die Entwick-
lung des Indexes der Lebens-
haltungskosten. Dieser stieg 
von 251,45 Punkten im Dezem-
ber 1975 auf 255,32 Punkte im 
Januar und auf 256,56 Punkte 
im Februar 1976 (1948 - 100). 
Eine Indextranche wurde am 
1. Dezember 1975 fàllig. Mit dem 
Erfallen einer weiteren Tranche 
wird schon fur den 1. Màrz 1976 
gerechnet. Infolge der engen 
Bindung der Lôhne und Gehâl-
ter an den Index ist diese Ent-
wicklung fùr die Konkurrenz-
fàhigkeit unserer Wirtschaft 
sehr bedenklich. 
Das Ansteigen des groBenteils 
durch Importe gedeckten Kon-
sums, der mengen- und wert-
mâBige Ruckgang der Exporte, 
die Umkehrung der «terms of 
trade» (Preisverhàltnis von Ein-
und Ausfuhr) werden voraus-
sichtlich zu einem Rekordde-
fizit unserer Handelsbilanz 
f hren. 

VOKO - LUXEMBOURG 
F.C. Vogt & Cie., s. e. c. s. 

12, Bd. Rooseveit - LUXEMBOURG - Tél. 4 02 33 

Nouveaux recueils de législation 
par 

RAYMOND WEYDERT 
Conseiller de Gouvernement 

Sociétés, associations et syndicats (147 F) 
Banqueetbourse (147F) 
Faillite (90F) 

EN VENTE AUX LIBRAIRIES 
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La Brasserie Mousel vient de fêter son 150ème anniversaire. A cette 
occasion a été donnée une réception rehaussée de la présence de 
nombreux hôtes de marque (Voir notre photo). En 1971, la Brasserie 
Mousel a fusionné avec la Brasserie Clausen, les deux formant les 
Brasseries Réunies de Luxembourg, Mousel et Clausen. 

Comité national luxembourgeois de la CCI 

Incroyable mais vrai!! 
La cuisine moderne américaine 

par éléments 
POUR 12.000 Frs 

3 METRES EN BAS + 3 METRE5 EN HAUT SOIT 6 METRES EN 12 PORTES 
ET PLAN DE TRAVAIL DE 3 METRES AVEC LE CHOIX DES COLORIS. 
Une nouvelle formule de vente - Un nouveau style d'économie et de confort 
avec la cuisine MONOBLOC moderne et ses appareils ménagers électriques 
incorporés. 

CUISINE ÈLECTROBLOC 
LARGEUR: 3,70 m 	 Fr. 48.000 

'... ••••••••.•.................... 
H 

LES USINES A VOTRE PORTE 

I DISCOUNT I 
(6randCoInRosej Help Vourself - Libre service en gros 	• •0 

131, 
rue E. Welter 
Luxe mbou rg-
Howald 

Téléphones: 
Commandes 
et dépôt U 	4973722 
Administration 
22912 

b1 
Distributeur 
exclusif: 

Whisky Black & White, 

Porto, Sherry, 
Madère, 
Sandeman, 

Grands Vins 
de Bourgogne 
Louis Latour, 

Champagne 
Louis Roederer, 

Buchanan 
12 years old, 

Bourbon Jim Beam, 

Cognac Robin, 

Calvados des Aïeux, 

Pastis Berger, 

Gin Old Steamer, 

Wodka Borowski. 

Importateur 
et distributeur 

de toutes 
les eaux minérales, 
limonades 
et jus de fruits. 

Livraison en direct 
ou par 
votre fournisseur 
habituel. 

Le Comité national luxembour-
geois de la Chambre de Com-
merce Internationale s'est réuni 
le 16 février 1976. A l'unanimité 
des membres présents, M. Jo-
seph Kauffman a été élu Prési-
dent du Comité, M. Carlo Hem-
mer étant confirmé dans les fonc-
tions de Secrétaire général. Les 
membres présents ont été unani-
mement d'avis que le montant 
de la cotisation du Comité na- 

Rettungsschlauch 
Vor einigen Wochen hat die Fir-
ma Weber & Schwarzauger, Beg-
gener Stral3e 148, Luxemburg 
(Tel. 4331 36), in der Hauptstadt 
den Rettungsschlauch Super 
ACE S - 5 vorgefûhrt. Dieses 
Gerât stammt aus Japan und ist 
dort schon seit einem Jahrzehnt 
in Verwendung. Der Schlauch 
kann z.B. unter einem Zimmer-
fenster in einer platzsparenden, 
dezenten Verkleidung ange-
bracht werden. 1m Brandfall wird 
er aus dem Fenster herausge-
klappt und hângt wie ein Strumpf 
hinunter. Man besteigt ihn mit 
den Fûssen voran und lâl3t sich 
einfach in die Tiefe gleiten. Ein-
gebaute Stahlfedern, die das Ge-
webe des Schlauchs spiralfôr- 

tional dépasse le potentiel con-
tributif de notre pays. M. Kauff-
man s'est déclaré d'accord pour 
discuter cette question avec le 
Secrétaire général de la CCI. Il 
a été décidé, en outre, de procé-
der à une campagne de recrute-
ment de nouveaux membres afin 
de donner au Comité national un 
caractère encore plus représen-
tatif. 

mig umschlingen, schmiegen 
sich jedem Kôrper so an, daB 
die Sinkgeschwindigkeit nie ge-
fàhrlich werden kann. Am Ende 
befindet sich eine weich ge-
polsterte Kapsel. Der Schlauch 
kann bis zu 100 m lang sein und 
20 bis 25 Menschen pro Minute 
durchrutschen lassen. Es kônnen 
gleichzeitig mehrere Personen 
im Schlauch sein. Menschen 
jeden Alters, jeden Gewichts 
und jeder GrôBe, auch Kôrper-
behinderte, Bewul3tlose und 
Kleinkinder kônnen auf diese 
Weise sicher evakuiert werden. 
Bisher wurden in Japan, den 
USA, Brasilien, Osterreich, der 
Schweiz und anderen Lândern 
weit t.jber 70000 solcher Gerâte 
bei ca. 12000 Gebâuden verkauft. 
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La cuisine telle que sur le cliché comprenant un evier - une plaque electrique 

. de cuisson à 4 taques - un four électrique - une hotte aspirante - un frigo. 

. 	La plus grande Exposition de Cuisines du Grd-Duché. 
• Vous avez la possibilité de NOMBREUSES COMBINAISONS DANS LE STYLE 
• DE L'ÉLECTROBLOC et selon les dimensions de votre cuisine. 

EN VENTE EXCLUSIVEMENT A: 

LE GRAND COIN ROSE des Galeries Luxembourgeoises 
•  au u

iscount - epot 
,, 	de l'Ameublement S. A. 

• Le supermarché du meuble et des articles d'ameublement situé à la limite 
• LUXEMBOURG — HESPERANGE — HOWALD — 30, RUE D'ORCHIMONT — 
• Téléphone: 487418— par la route de Thionville, derrière le garage Mercedes, 
• à côté de la Probutan-Gaz • PARKING FACILE • 50 VOITURES 
• •••••••••••• ..•....•...........l 

Urlaub 1976 
f iir Arbeitneh mer 

Jahresurlaub (5-Tage-Woche): 

Alter: 	 Arbeitstage: 
weniger ais 18Jahre 	22 
18-30 	 20 
30-38 	 20 
mehr aIs 38 	 22 

Ft.ir 1976 gelten dieselben Ur-
laubsbestimmungen wie fCir das 
vergangene Jahr. Seitens der 
Regierung war vorgesehen wor-
den, den Urlaub ab 1976 bis 1978 

altjàhrlich zu verlângern, doch 
angesichts der Rezession hâlt 
sie es indessen fir ratsamer, 
die Urlaubsdauer vorlàufig noch 
nicht auszudehnen. 

Communiqué 
Le Service Central de Législation 
du Ministère d'Etat vient de faire 
paraître, au prix de f rs. 180.-, un 
Recueil de la législation sur les 
contrats et organismes d'assu-
rances privées par M. Raymond 
Weydert, Conseiller de Gouver-
nement. 
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Le lavoir self-service QuickWash!vient d'ouvrir ses locaux à Luxem-
bourg, 31, place de Strasbourg. Celui-ci fonctionne selon le principe 
du do-it-yourself: le client peut laver et essorer lui-même son linge. 
Dix machines à laver avec six programmes sont à sa disposition, selon 
le genre de linge.La poudreà lessiver peut être amenée par le client 
ou achetée sur place. Pendant le lavage, le client peut aller faire des 
achats à proximité ou faire de la lecture dans un confortable coin dat-
tente. Un lavage coûte 70 frs., un essorage 10 f rs. Quick-Wash est 
ouvert du lundi au samedi de 8.00 à 19.00 heures sans interruption 
entre midi et 14.00 heures. 
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Diese Zeichnung stelit die derzeitigen Produktionsstàtten der General 
Motors Luxembourg dar. 

NIEDERKERSCHEN   
Den meisten Luxemburgen drfte 
Niederkerschen (Bascharage) 
hauptsàchlich durch das Bier der 
dort ansâssigen Brasserie Na-
tionale bekannt sein. Die Ort-
schaft selbst fâllt dem Besucher 
kaum durch besondere Originali-
tàt auf und ihre Umgebung reizt 
nicht besonders zu touristischen 
Ausfkgen. 1m Laufe von knapp 
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zehn Jahren Konnte das tâdt-
chen jedoch drei weitere be-
deutende Firmen an sich bin-
den: Norton, La Continentale 
und General Motors (in chrono-
10g ischer Rehenfolge). 

Diese erstaunliche wirtschaft-
liche Konzentration in einer Ge-
meinde von 4300 Seelen (mit den 
Ortschaften Oberkerschen und 
Linger) ist durch eine gûnstige 
geographische Lage bedingt. 
Niederkerschen liegt im sdwest-
lichen Wipfel unseres Landes, am 
Rande der Minettegegend und 
nahe der belgischen und der 
franzôsischen Grenze. Durch 
das flache Tal, in dem sich der 
Ort ausbreitet, fiihrt eine direkte 
Straf3e von der Hauptstadt nach 
Frankreich. Auch zu Petingen, 
Rodingen, Differdingen und Esch 
an der Alzette bestehen gute 
Transportverbindungen. Nie-
derkerschen ist somit eine Art 
Knotenpunkt zwischen dem 
Zentrum und dem Stiden des 
GroBherzogtums. Da die alt-
eingesessene Stahlindustrie 
sich in den schmalen Tàlern 
des Siidens ausgebreitet hat, 
sind neue Firmen in dieser Ge-
gend gezwungen, sich etwas 
nâher beim Zentrum niederzu-
lassen. Aus aIl diesen Grûn-
den war Niederkerschen für die 
drei Neuankômmlinge ideal. In 
der zeitlichen Folge ihrer Ein- 

pflanzung wolien wir kurz die vier 
Niederkerschener Hauptindu-
striestâtten vorstellen. 

Brasserie Nationale 

Seit dem 1. Januar 1975 ist Nie-
derkerschen Standort der jing-
sten Brauerei unseres Landes, 
der Brasserie Nationale. Diese 
ging aus der Fusion der Brauerei 
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BoTîeniing (die seit vier Genera-
tionen in Niederkerschen be-
steht) und der Brauerei Bricher 
hervor und nimmt auf dem lu-
xemburgischen Biermarkt eine 
vorrangige Stellung ein. 1975 
hat die Brasserie Nationale einen 
Umsatz von 206489000 Fran-
ken verzeichnen kônnen (d.h. 

- Agrafeuses 

- Piqueuses 

- Plieuses 

PITNEY BOWES 
RUE VAN EYCK 44 
1050 BRUXELLES 
Tél. (02) 649 96 84 ou 85 

17 % mehr aIs 1974). Zwei Bier-
marken werden in Niederker-
schen produziert: Bofferding und 
Bricher. 1975 hat die Brasserie 
Nationale etwa die Hàlfte ihres 
Biers in Fàssern verkauft: dies 
beweist ihre wichtige Einpflan-
zung in Wirtshàusern, Hotels, 
Restaurants und Pensionen. 
Auf dem lnlandsmarkt beliefert 
sie direkt 507 Verkaufsstellen 
sowie 72 Depositâre, ca. 400 
Einzelhandelsbetriebe und 98 
Campings und Frittenstânde. 
Um den Export ki.immern sich 13 
belgische Depositâre, die 148 
Verkaufsstellen beliefern. 

Die Geschâftsfûhrung der Bras-
serie Nationale weil3, daB zu 
einem gesteigerten Verkauf ein 
gutes Bier allein nicht ausreicht. 
Deshalb miBt sie dem Marketing 
und der Publicity eine bedeuten-
de Rolle zu, mit Reklamekam-
pagnen aufgrund von Markturt-
tersuchungen oder mit Besich-
tigungen ihrer Produktionsstàt-
ten. Das Durchschnittsalter der 
Belegschaft (76 Personen) be-
tràgt 38 Jahre: die Brasserie Na-
tionale ist somit zweifellos die 
jiingste Brauerei Luxemburgs. 

Norton 

1963 lieB sich die amerikanische 
Firma Clipper Manufacturing in 
Niederkerschen nieder, nahe am 
Bahnhof an der StraBe nach Sas-
senheim. Spâter hieB die Firma 
Construction Equipment & Ma-
chinery; nachdem sie ihren Be-
sitzer gewechselt hat, nennt 
sie sich nunmehr Norton. Unser 
Land war seinerzeit aIs Stand-
ort gewâhlt worden, weil es frem-
den Investoren gnstige Be-
dingungen stellte und weil es ein 
EG-Land ist: 70 % der Pro-
duktion sind fLir den EG-Markt 
und Stidafrika bestimmt, 27 % 
werden in andere Staaten, haupt-
sàchlich in Osteuropa und im 
Mittleren Osten exportiert. Lu-
xemburg nimmt nur die restli-
chen 3 % ab. 

Norton stelit vornehmlich Ma-
s'chinen fûr das Baugewerbe, den 
Stral3enbau und die Bearbei-
tung von Rohmaterial her und 
beschàftigt 130 Personen, zum 
Teil Grenzgànger aus Belgien 

und Frankreich. Zu Beginn be-
gnùgte sich die Firma mit der 
Montage von Stucken, die direkt 
aus den USA importiert wurden, 
doch jetzt werden praktisch aIle 
Teile von der Niederkerschener 
Fabrik selbst produziert. 

La Continentale 

Diese Firma wurde 1966 ins Le-
ben gerufen und befaflt sich mit 
der Herstellung von GieBhilfs-
mitteln fur die Stahlindustrie. 
Zunâchst gehôrte sie der amen-
kanischen Continental are Cor-
poration. Diese verkaufte 1973 
ihre Anteile an die Firma KaIk-
Wuilfrath, eine Tochtergesell-
schaft der wichtigen deutschen 
Gruppen Thyssen, Krupp und 
Hoesch. Zur Zeil beschàftigt die 
Continentale 65 Personen. 
Niederkerschen wurde ais Stand-
ort gewâhlt, weil die Stahlin-
dustrie der benachbarten Stahl-
industrie 55 % der Produktion 
der Continentale abnimmt. Die 
bedeutensten Exportmàrkte sind 
Frankreich, Belgien und Holland, 
die von Niederkerschen aus 
ebenfalis leicht zu beiiefern 
sind. 

General Motors Luxembourg 

Die luxemburgische Niederlas-
sung der General Motors Cor-
poration wurde im Februar 1970 
gegrûndet. Die Bauarbeiten an 
der Fabrik, die heute insgesamt 
400 Personen beschâftigt, be- 

gannen im Juni 1970 und schon 
im Mai 1971 konnte das erste fer-
tig montierte Fahrzeug seinem 
Kunden Obergeben werden. Aus-
schiaggebend f r die Wahl Nie-
derkerschens waren das ruhige 
soziale Kiima unseres Landes, 
seine EG-Mitgliedschaft und das 
Entgegenkommen von Regie-
rung und Gemeinderat, die der 
Firma unentgeltlich 20 Hektar 
zur Verfugung stellten. Auf wei-
tere 20 Hektar besitzt General 
Motors ein Optionsrecht binnen 
l5Jahren. 

Unter dem Markennamen TEREX 
baut General Motors in Nieden-
kerschen Lader und R°ckwârts-
kipper f"r Bergbau, Steinbrùche 
und Baustelleneinsâtze. Die La-
derschaufeln fassen 1,90 bis 4,50 
Kubikmeter, die Rùckwàrtskipper 
kônnen 20 oder 32 Tonnen 
transportieren. Insgesamt wer-
den monatlich etwa 40 Fahr -
zeuge hergestellt. AuBer den 
Dieselmotonen, die von der De-
troit Diesel Allison Division 
bezogen werden, produziert die 
Fabnik einen grol3en Teil der Be-
standteile selbst und unterhâlt 
ein Ersatzteillager. Der einhei-
mische Markt ist fOr soiche Fahr-
zeuge minimal, so daB die 
meisten Einheiten exportiert 
werden, vor allem in Lànder der 
Dritten Welt. TEREX-Fahrzeuge 
werden auch in Australien, Bra-
silien, Indien, Kanada, Schott-
land, Sûdafrika und den USA 
gebaut. 

- Agrafeuses électroniques 

- Taqueuses 

1975 fusionierte die alteingesessene Niederkerschener Brauerei 
Bofferding mit der Brauerei Bricher, um fortan die Brasserie N.tionaIe 
zu bilden. 

THOMAS COLLATORS 
- Assembleuses (semi-automatiques 

et automatiques) 

Représentant local: 

Hubert BETREMAS 
23, rue du Commerce - MAMER - Tél. 31 9020 

PITNEY BOWES 
TOUTE UNE GAMME DE MACHINES POUR: 

Traiter le courrier 
• Plier 
• Mettre sous enveloppe 
• Fermer les enveloppes 
• Ouvrir les lettres 

Travaux spéciaux 
• Compter 
• Coder 
e Endosser 

(psr exemple: chèques, traites, etc.) 

Asseumbieuses Thomas Coliator 
• Assembleuses semi-automatiques 
• Assembleuses automatiques 
• Auto-sorteur 

BON POR UNE DOCUMENTATION GRATUITE 

Nom ............................................................................................................ 

Société ...................................................................................................... 

Adresse ...................................................................................................... 

Tél . 	........................... ....................................................... .......................... T8 
assembleuse semI-automatique 
à 8 statIons 

s 	 s 



fUr Verwaltungen, 	mit kunststoffbeschich- 
Banken, Krankenhâuser teter Oberfléche oder 
und Behôrden 	wertvollen Furnieren 

Ae 	 400, 600, 1000, 1200 mm 

I.- 	- u. 	---- - - - - - - 
organisatorisch aufrust- 
bares Schranksystem fUr 	verschieden breite 
aile Registraturen, 	und tiefe Elemente, 
Garderobe, Wasch- 	ein- oder zweitûrig 

______ 	abteil, Barfach, Schreib- 
. 	abteil, Liege 

ADA 	VOKO - LUXEM BOURG UNIVERSALE 
	

F.C.Voqt&Cie.,s.e.c.s. 

M 12, Bd Rooseveit - LUXEMBOURG - Tél. 4 02 33 

KO Schrank- und Trennwànde 

Gutachten der 
Handelskammer 
Fortsetzung von Seite 2 

Anpassung der Unfaiirenten 
an das Lohnniveau von 1974, 
iaut Art. 100 des Soziaiversi-
cherungsgesetzes. 
Der erstgenannte Entwurf wurde 
der Handelskammer am 18. No 
vember, die beiden anderen am 
24. November zugestelit. Das 
Gutachten fur den dritten Ent-
wurf wurde bereits ftir den 25. 
November erbeten! Die Han-
deiskammer protestiert ener-
gisch gegen die Handlungswei-
se des Arbeitsmlnisteriums, 
weiche die gesetziich vorge-
schrlebene Begutachtung der 
Gesetzesvoriagen durch die 
Berufskammern zu einer Farce 
herabwùrdigt. Es ist materieil 
unmôgilch, In 24 Stunden die 
Meinung der betreffenden Be-
rufsgruppen einzunehmen: eine 
Tatsache, die das Ministerium 
bewuflt nicht beachtet hat. Die 
Handelskammer erteiit der Re-
glerung eine ernsthafte War-
nung gegen die wiederhoiten 
VerstoBe gegen den Geist des 
Gesetzes vom 4. Aprii 1924, die 
einer Verweigerung des Diaiogs 
mit den Berufsgruppen gielch-
kommen. 
Zum Inhait der Entwùrfe meint 
die Handelskammer, daB eine An-
passung, d.h. eine Erhôhung der 
Renten und Pensionen eine fi-
nanzieile Belastung darstellt, 
die die Gesamtreform der Ren-
tenregime erheblich erschwert. 
Zudem soilen die Renten an die 
Lohnniveaus von 1973 und 1974, 
d.h. die hôchsten Lohnniveaus 
in der Geschichte unseres Lan-
des angepaflt werden. Hier 
stimmt die Handeiskammer mit 
der Ansicht der Finanz- und Bud-
getkommission der Abgeordne-
tenkammer (iberein, die zu be-
denken gab, daB die vorge- 

schiagene Anpassung sich auf 
die Lôhne der fetten Jahre be-
ziehen sou, wâhrend die Real-
Iôhne zur Zeit (und voraussicht-
Iich ebenfalis f r 1976) sinken. 
AuBerdem ist es im Moment nicht 
angebracht, eine soiche Anpas-
sung vorzunehmen, da sich die 
Unternehmen bekanntIich in 
ernsthaften Absatzschwierig-
keiten befinden und die Arbeit-
nehmer Lohneinbul3en hinneh-
men mssen, ganz abgesehen 
von der Tatsache, daB unser Ren-
tenniveau sowieso bereits das 
hôchste in Europa darstellt. 
Aus ail diesen Grûnden verwirft 
die Handeiskammer formeli die 
vorliegenden Gesetz- und Regle-
mententwùrfe und verlangt von 
der Regierung, sie in die Grund-
reform der Rentenregime einzu-
beziehen. Dem Entwurf zur Ein-
fûhrung eines Ausgleichsystems 
zwischen den Rentenregimen 
stimmt die Handelskammer zwar 
grundsàtzlich zu, doch bittet 
sie die Regierung, vorlàufig von 
der Verwirkiichung abzusehen 
und diesen Entwurf in die Ge-
samtreform einzuplanen. 

23. Dezember 1975 
Die neue Festiegung des Bei-
tragspiafonds, der ais Grund-
lage zur Berechnung der Beitrà-
ge zur Prlvatbeamten-Kranken-
kasse dient. 
Zu dieser Festiegung gibt es zwei 
Aiternativvorschlàge: sie betràgt 
entweder 276.000 Franken pro 
Jahr, Index 100, oder 270.000 
Franken pro Jahr, index 100. 1m 
Prinzip stimmt die Handeiskam-
mer diesem Entwurf zu. Aller-
dings bedauert sie, daB er sich 
nicht mit den Nebenwirkungen 
auf die Familienzulagen und 
die Unfallrenten befaBt, wel-
che die Unternehmen infolge der 
Anhebung der Berechnungs-
grundiage belasten. In der gegen-
wàrtigen Rezessionsperiode ha-
ben die Unternehmen ohnehin 
mit erhebiichen Schwierigkei-
ten zu kàmpfen. 

Constitué en 1961 avec des mo-
yenstrès modestes, l'Off ce du Du-
croire, chargé de l'assurance con-
tre les risques politiques à l'ex-
portation, n'a cessé de gagner en 
importance. (Dans certains cas, 

PRÉVOIT 
PRÉSERVE 
PROTÈGE 

TOUTES ASSURANCES 
SIÈGE SOCIAL PARIS 

Tél. 21333 (lignes groupées) 

l'Office assure également les ris-
ques commerciaux en liaison 
avec les risques politiques.) C'est 
surtout au cours des dernières 
années que son volume d'affaires 
s'est développé. Fin 1973, les p0- 

lices d'assurance et les promes-
ses d'assurance en cours por-
taient sur quelque 300 millions de 
francs; fin 1974, elles dépassaient 
légèrement 500 millions de 
francs, et fin 1975, elles frisaient 
le milliard de francs. Conçu à l'ori-
gine essentiellement pour les be-
soins de l'industrie moyenne, 
sans que l'industrie lourde fût 
exclue, l'Office du Ducroire est 
appelé actuellement à rendre de 
plus en plus service également à 
l'industrie sidérurgique. 
Les raisons de l'extension de l'Of-
fice du Ducroire résident essen-
tiellement dans un changement 
de structure du commerce exté-
rieur, notamment dans le fait que 
les exportations vers les pays en 
voie de développement et les 
pays à commerce d'Etat prennent 
de plus en plus d'importance. Or, 
les ventes vers ces pays se font 
de plus en plus à crédit, celui-ci 
s'étendant parfois à plus de cinq 
ans. Dans ces conditions, il est 
normal que l'exportateur ait re-
cours à un institut de crédit pour 
assurer le financement de la 
transaction. Or, la plupart des in-
stituts de crédit subordonnent 
leur concours à la présentation 
d'une police d'assurance contre 
les risques politiques dans le 
pays de destination. 

Sélectionnant les risques avec un 
maximum de prudence, l'Office 
du Ducroire a su limiter jusqu'ici 
les sinistres dans lesquels il a dû 
intervenir. Son activité s'est 
traduite par l'accumulation de ré-
serves de 30 millions de francs. 
C'est dire que l'Etat, en dotant l'Of-
fice du Ducroire, a fait une excel-
lente affaire et a fait fructifier le 
capital de 100 millions de francs 
qu'il y a progressivement engagé, 
tout en rendant service à l'indu-
strie d'exportation. (La dernière 
tranche de 20 millions de francs 
vient seulement d'être versée à 
l'Office.) 

La multiplication des demandes 
d'assurance et de promesses 
d'assurance font que la marge de 
couverture de l'Office risque 
d'être intégralement absorbée 
sous peu. Dans ces conditions, 
une nouvelle augmentation de la 
dotation s'impose. La conclusion 
de certaines affaires importantes 
est au prix de l'intervention de 
l'Office. Pour l'Etat, il est sans 
doute préférable d'augmenter la 
dotation de l'Office et de favoriser 
de la sorte certaines exporta-
tions massives plutôt que de pa-
yer du chômage ou de financer 
des «travaux extraordinaires». 

Office du Ducroire 

Pour le commerce, l'industrie 
et les particuliers 

• Services par patrouilles radio-mobiles 
• Services de gardiennage 
• Transports de valeurs 
• Détectives de magasin 
• Raccordement système d'alarme 
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DÉLÉGATION AU GRAND-DUCHÉ EN SON IMMEUBLE 
à L U X E M B O U R G - 6, BOULEVARD JOSEPH-II 

Les exportateurs auront pris con- 
naissance avec satisfaction du sécher goen ! 	 passage de la déclaration gou- 
vernementale qui annonce «un viraus sue rgen mat der élargissement sensible de l'acti- 
vité de l'Office du Ducroire». 

SPUERN EESS 	- 
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